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Freiwillige Beistandschaft (Art. 394 ZGB) – Person des Beistandes

Anspruch auf Einsetzung als Beistand

Problem- und Fragestellung

Herr Z. (Jg. 1919) erlitt ca. im März 2002 eine Hirnblutung und musste ins Spital eingewiesen werden, wo er sich bis letzte Woche aufhielt. Er konnte nicht mehr in sein eigenes Haus zurückkehren und trat in ein Altersheim ein. Seine Ehefrau verstarb im letzten Jahr. Die Familie hat untereinander seit Jahren gewisse Probleme, d.h. ein Sohn befindet sich immer wieder im Clinch mit seinen anderen drei Geschwistern. Oftmals wurden Probleme auch über Herrn Z. bzw. auch noch über das Ehepaar Z. ausgetragen, sodass es ihn sehr belastet, sich immer wieder für die eine Seite seiner Kinder und damit gegen die andere Seite einzustellen.
 
Während seines Aufenthaltes im Spital wurde er durch die dortige Sozialarbeiterin betreut, welche dieses Problem ebenfalls sehr rasch feststellte. Zudem hat sich der Zustand von Herrn Z. zwar insofern verbessert, dass er nach ärztlicher Ansicht urteilsfähig ist, jedoch ist er mit der Bewältigung seiner finanziellen Verpflichtungen überfordert. Insbesondere besitzt Herr Z. das bisher von ihm bewohnte Haus, welches er jedoch verkaufen will. Keines seiner Kinder will dieses offenbar übernehmen.
 
Die Sozialarbeiterin des Spitals hat daher mit Herrn Z. gesprochen und ihm die Möglichkeiten einer vormundschaftlichen Massnahme erläutert. Mit seinem Einverständnis hat sie ein Gesuch um Errichtung einer freiwilligen Beistandschaft (Art. 394 ZGB) aufgesetzt, welches er vor rund 1 ½ Wochen unterzeichnet hat. Die zuständige Sozialarbeiterin bat mich als Vormundschaftssekretärin, bei der nochmaligen Erläuterung des Schreibens und der Willensbekundung und Unterzeichnung durch Herrn Z. anwesend zu sein, was auch der Fall war. Herr Z. wünscht für das Amt des Beistandes ausdrücklich eine neutrale Person, d.h. niemand aus seiner Familie. Er wusste jedoch keine konkrete Person, welche dieses Amt ausführen könnte. Aus diesem Grund wurde ihm der Amtsvormund der Gemeinde A. vorgeschlagen, womit er sich beim Unterzeichnungstermin auch mündlich einverstanden erklärte.
 
Leider ist einer der Söhne von Herrn Z. mit den örtlichen Behörden und somit natürlich indirekt auch mit der Vormundschaftsbehörde  "verfeindet" bzw. will nichts mit ihnen zu tun haben. Man muss von ihm sagen, dass er gegen Alles und Jeden Einsprache erhebt. Er hat bereits telefonisch erklärt, dass er auf keinen Fall einverstanden ist, wenn bei einer allfälligen Beistandschafts-errichtung der erwähnte Amtsvormund eingesetzt wird.
Fragestellungen: 
1. Ist die Errichtung einer Beistandschaft nach Art. 394 ZGB in diesem Fall geeignet oder wäre eine Beiratschaft sinnvoller, da davon ausgegangen werden muss, dass Herr Z. auch weiterhin durch seine Kinder bei gewissen Entscheiden hin- und hergerissen ist und sich allenfalls so auch beeinflussen lässt?
2. Wenn eine Beiratschaft sinnvoller ist, kämen Ihrer Meinung nach Art. 395 Abs. 1 und 2 in Frage?
3. Ist unsere Annahme richtig, dass der Sohn grundsätzlich nichts dazu zu sagen hat, wer das Beistands- oder eben Beiratschaftsmandat ausführt?
4. Könnte der erwähnte Sohn gegen eine Einsetzung des Amtsvormundes Beschwerde erheben und würde diese die Einsetzung des Mandatsträgers verzögern, sodass es vielleicht Monate dauern könnte, bis der Beistand oder Beirat für Herrn Z. tätig werden könnte?
5. Hätte der Sohn das Recht, für seinen Vater einen Mandatsträger vorzuschlagen (welcher vielleicht dem Vater im Grundsatz auch genehm wäre; insbesondere, da er mit seinem Sohn einen weiteren Streit vermeiden möchte)?
6. Ist es richtig, dass den Kindern von Herr Z. kein Errichtungsbeschluss zugestellt werden muss?
Erwägungen

1. Weil der Gesuchsteller urteilsfähig ist, scheint uns die Errichtung einer Beistandschaft adäquat. Es wird Sache des professionellen Beistandes sein, die Belagerungen des Verbeiständeten durch die Angehörigen in die nötigen Schranken zu weisen. Einen teilweisen Handlungsfähigkeits-entzug durch Errichtung einer Beiratschaft schiene uns gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip zu verstossen.
2. Im Falle einer Beiratschaft würde Art. 395 Abs. 2 ZGB genügen.

3. Der Sohn hat grundsätzlich nichts dazu zu sagen, wer das Beistands- oder Beiratschaftsmandat führt. Zwar hat die VB nach Art. 380 ZGB einem tauglichen nahen Verwandten grundsätzlich den Vorzug zu geben. Nur wer unter Anrufung der Interessen der verbeiständeten Person die Einsetzung eines andern Beistandes anfechten würde, könnte zur Beschwerde legitimiert sein. Hier ist aber ein klar bekundeter Wille des Verbeiständeten vorhanden, sodass der Sohn nicht legitimiert ist, den darauf basierenden Entscheid anzufechten. Verwandte haben nur ein Vorrecht, aber keinen Rechtsanspruch auf das Amt des Beistandes (BGE 117 Ia 507).
4. Man könnte den Sohn nicht an der Einlegung eines Rechtsmittels hindern. Die VB hat aber die Möglichkeit, diesfalls bei dringendem Handlungsbedarf eine vorläufige Fürsorge zu verfügen (Art. 386 Abs. 1 ZGB) oder die Rekursinstanz zu ersuchen, gestützt auf das kantonale Verfahrensrecht der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zu entziehen oder sofort einen Nichteintretensentscheid zu fällen. 
5. Ein gesetzliches Vorschlagsrecht haben nur der Verbeiständete selbst und seine Eltern (Art. 381 ZGB), nicht aber der Sohn.
6. Den Kindern von Herrn Z. muss kein Errichtungsbeschluss zugestellt werden. Oft wird ihnen aber eine Mitteilung gemacht, sei dies durch das Büro der Vormundschaftsbehörde, sei dies anschliessend durch den Beistand, weil das Ziel der Beistandschaft ja nicht sein kann, den Vater aus der Familie zu isolieren.
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